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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 Im Namen des Volkes  

 Urteil  
    

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Kläger  - 
-  Berufungskläger  - 

prozessbevollmächtigt: 
  
 

 

 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, 
Kurfürstenanlage 38 - 40, 69115 Heidelberg, Az: 30.1/Ku 
 

-  Beklagter  - 
-  Berufungsbeklagter  - 

 
 
wegen Niederlassungserlaubnis 
 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, die Richterin 
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer und den Richter am Amtsgericht (waRi) 
Dr. Beichel-Benedetti aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 9. Novem-
ber 2015 
 
 
für Recht erkannt: 
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Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Karls-
ruhe vom 8. Oktober 2014 - 5 K 48/13 - geändert. Der Bescheid des Land-
ratsamts Rhein-Neckar-Kreis vom 10. Februar 2012 und der Widerspruchsbe-
scheid des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 3. Dezember 2012 werden 
aufgehoben. 
 
Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens beider Instanzen. 
 
Die Revision wird nicht zugelassen.  
 

 
 

Tatbestand 
 

 
Der Kläger wendet sich gegen die Feststellung des Erlöschens seiner Nieder-

lassungserlaubnis. 

 

Er ist im Jahre 1970 geboren und türkischer Staatsangehöriger kurdischer 

Volkszugehörigkeit. Nach seiner Einreise in die Bundesrepublik stellte er am 

03.06.1993 einen Asylantrag. Er erhielt am 20.07.1993 eine Aufenthaltsge-

stattung.  

 

Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge erkannte den 

Kläger in Vollzug eines verwaltungsgerichtlichen Urteils mit Bescheid vom 

05.08.1997 als Asylberechtigten an und stellte das Vorliegen der Vorausset-

zungen des § 51 Abs. 1 AuslG fest. Seit dem 12.08.1997 war der Kläger im 

Besitz einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis und eines internationalen Rei-

seausweises. Am 15.08.2006 wurde ihm eine Niederlassungserlaubnis nach  

§ 26 Abs. 3 AufenthG ausgehändigt. Das Bundesamt für Migration und Flücht-

linge widerrief mit Blick auf geänderte Verhältnisse in der Türkei mit Bescheid 

vom 29.10.2008 die Anerkennung des Klägers als Asylberechtigter und die 

Feststellung, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG vorliegen. Die 

hiergegen erhobene Klage nahm der Kläger am 14.01.2009 zurück, weil die 

zuständige Ausländerbehörde zugesagt hatte, seine Niederlassungserlaubnis 

in einen vorzulegenden Nationalpass zu übertragen. 

 

Im Jahre 2001 beantragte der Kläger seine Einbürgerung in den deutschen 

Staatsverband. Hierüber ist bis heute nicht rechtskräftig entschieden. 
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Bei dem Kläger manifestierte sich spätestens im März 1998 eine paranoid-

halluzinatorische Schizophrenie. Diese fand ihren Ausdruck in Denkstörungen 

in Form eines hochfloriden Verfolgungswahns. Das Landgericht M. ordnete 

mit rechtskräftigem Urteil vom 14.12.1999 die Unterbringung des Klägers in 

einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB an. Dieser hatte im Zu-

stand der Schuldunfähigkeit am 21.03.1998 in einem Männerwohnheim einen 

Betreuer mit Reizgas angegriffen, weil er sich für bedroht gehalten hatte, und 

diesen mit der Faust zu Boden geschlagen. Nach dem Eingreifen der Polizei 

hatte er eine Beamtin beleidigt. Die Vollstreckung der Maßregel wurde nach 

§ 67b StGB zur Bewährung ausgesetzt. Damit trat Führungsaufsicht ein, die 

seit 17.05.2003 erledigt ist. Mit Beschluss vom 14.12.1999 hatte das Landge-

richt die Bewährungszeit auf drei Jahre festgesetzt, den Kläger einem Bewäh-

rungshelfer unterstellt, ihn angewiesen, in einem betreuten Wohnheim Woh-

nung zu nehmen, sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, die 

vom Arzt angeordneten Medikamente weisungsgemäß zu nehmen und in vom 

behandelten Arzt anzuordnenden Zeiträumen einen „Medikamentenspiegel“ 

fertigen zu lassen. Zwei Strafverfahren aus dem Jahre 2002 und 2003 wegen 

Leistungserschleichung waren wegen Schuldunfähigkeit eingestellt worden.  

 

Nach den in den Akten enthaltenen fachärztlichen Äußerungen und den eige-

nen Angaben des Klägers befindet er sich wegen seiner Erkrankung seit 1998 

bis heute in regelmäßiger fachpsychiatrischer-psychotherapeutischer ambu-

lanter und stationärer Behandlung. Die stationären Behandlungen erfolgen in 

der Psychiatrischen Universitätsklinik H. oder im Psychiatrischen Zentrum N., 

wobei seine Verweildauer jeweils bis zu mehreren Wochen im Jahr beträgt. Er 

benötigt hochdosierte neuroleptische Substanzen, die wegen der Wirksamkeit 

und möglicher Nebenwirkungen fachärztlich überwacht werden müssen. Der 

Nervenarzt Dr. F. kam in einem amtsärztlichen Sachverständigengutachten 

vom 10.07.2006 zu dem Ergebnis, dass beim Kläger ein schizophrenes Resi-

duum mit Residualwahn und subdepressiver Verstimmung, bei bekannter 

chronisch paranoid-halluzinatorischer Psychose besteht und es sich um eine 

chronische psychische Krankheit mit seelischer Behinderung i.S.d. Betreu-

ungsgesetzes handelt. 
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Bereits mit Beschluss vom 16.06.2000 hatte das Amtsgericht H. dem Kläger 

einen Betreuer mit dem Aufgabenkreis Gesundheitssorge, Vermögenssorge, 

Aufenthaltsbestimmung und Wohnungsangelegenheiten zur Seite gestellt. Die 

Betreuung bestand bis März 2010. 

 

Seit dem 14.10.2003 verfügte der Kläger über einen Schwerbehindertenaus-

weis, aus dem der Grad der Behinderung 60 ersichtlich war. Seit 10.08.2011 

weist der unbefristet geltende Ausweis den Grad der Behinderung 80 aus, zu-

sätzlich ist das Merkzeichen „G“ aufgeführt.  

 

Der Kläger besuchte in der Türkei nach eigenen Angaben etwa 5 Jahre lang 

die Schule und arbeitete ab dem Alter von 15 Jahren bis zu einer Ausreise 

nach Deutschland in der Gastronomie. Aus dem Versicherungsverlauf der 

Deutschen Rentenversicherung vom 04.08.2015 sind der Bezug von Sozial-

leistungen, Zeiten geringfügiger nicht versicherungspflichtiger Beschäftigung, 

aber auch Pflichtbeitragszeiten aufgrund von Erwerbstätigkeit erkennbar. Zu-

letzt arbeitete der Kläger versicherungspflichtig von März 2008 bis Januar 

2010 bei der Firma I., einem Unternehmen, das (psychisch) behinderten Men-

schen eine berufliche Tätigkeit ermöglicht. Als Helfer im Gartenbau und in der 

Landschaftspflege erhielt er dort monatlich etwa 1.000 Euro netto. Am 

10.01.2011 stellte er einen Antrag auf Rente wegen voller Erwerbsminderung. 

Nach dem Bescheid der Deutschen Rentenversicherung Nordbayern vom 

04.06.2013 bezieht er seit dem 01.01.2011 Rente, die mittlerweile monatlich 

etwa 95 Euro beträgt.  

 

Der Kläger heiratete am 02.12.2011 eine deutsche Staatsangehörige, mit der 

er seit 2007 in fester Beziehung lebt. Diese arbeitet mit einem monatlichen 

Nettoeinkommen von ca. 2.000 Euro seit 01.03.1989 bei der gleichen Firma.  

 

In den Jahren 2009 bis 2011 hielt sich der Kläger wie folgt außerhalb des 

Bundesgebiets auf:  
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Einreise in die Türkei  Ausreise aus der Türkei/Einreise in die BRD  

22.03.2009    12.04.2009 
29.01.2010    08.06.2010 
16.06.2010    10.12.2010 
16.12.2010    13.05.2011 
22.05.2011    22.06.2011  

Nachdem sein damaliger Betreuer den Kläger im Februar 2010 in seiner bis-
herigen Wohnung nicht mehr erreichen konnte, teilte er auf Veranlassung des 
Betreuungsgerichts am 01.03.2010 dem Einwohnermeldeamt den Wegzug 
des Klägers mit und meldete ihn bei der Krankenkasse ab. Das Betreuungs-
verhältnis wurde sodann aufgehoben.   
 
Nach vorheriger Anhörung stellte das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis mit 
Bescheid vom 10.02.2012 fest, dass die Niederlassungserlaubnis des Klägers 
erloschen ist. Zur Begründung führte es unter anderem aus: Die Vorausset-
zungen des § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG lägen vor. Der Kläger sei im Jahr 
2010 insgesamt 321 Tage und im Jahr 2011 164 Tage in der Türkei gewesen. 
Dies ginge weit über einen Besuchsaufenthalt hinaus. Die Abmeldung durch 
den Betreuer sei ein Indiz dafür, dass nicht nur ein vorübergehender Aufent-
halt geplant gewesen sei. Es sei auch davon auszugehen, seine bisherige 
Wohnung in H. sei aufgegeben worden. Es könne ihm nicht zu Gute kommen, 
dass er jeweils kurzfristig wieder eingereist sei. Eine wiederholte Rückkehr für 
wenige Tage sei grundsätzlich nicht geeignet, die nur vorübergehende Natur 
der Ausreise zu belegen. Die Privilegierung des § 51 Abs. 2 AufenthG greife 
nicht. Er habe zum Zeitpunkt der Ausreise noch keine 15 Jahre rechtmäßig im 
Bundesgebiet gelebt, denn die unbefristete Aufenthaltserlaubnis sei erst am 
19.08.1997 erteilt worden; zuvor sei er nur im Besitz einer Aufenthaltsgestat-
tung gewesen. Weiterhin sei der Lebensunterhalt nicht gesichert.  
 
Das Landratsamt Rhein Neckar Kreis erteilte dem Kläger mit Blick auf die 
eheliche Lebensgemeinschaft mit seiner deutschen Ehefrau am 29.02.2012 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG, die zuletzt 
bis 06.02.2016 verlängert worden ist.  
 
Nachdem das Regierungspräsidium Karlsruhe mit Widerspruchsbescheid vom 
03.12.2012, zugestellt am 07.12.2012, den Widerspruch des Klägers gegen 
den Bescheid vom 10.02.2012 zurückgewiesen hatte, erhob dieser am 
07.01.2013 Anfechtungsklage beim Verwaltungsgericht Karlsruhe. Zur Be-
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gründung führte er im Wesentlichen aus: Er habe im Januar 2010 ohne sein 
Verschulden seinen Arbeitsplatz verloren. Er sei frustriert gewesen. Ohnehin 
habe ihm die ständig fortschreitendende Chronifizierung seiner Krankheit, 
verbunden auch mit längeren Zeiten akuter Erkrankung, zu schaffen gemacht.  
Er habe sich als Ausländer, als psychisch Kranker isoliert und oft auch ar-
beitsunfähig gefühlt. Er habe das Gefühl gehabt, einmal heraus zu müssen, 
um etwas Luft zu bekommen, seine Beziehung zu seiner Familie zu beleben, 
16 Jahre der Trennung aufholen zu müssen. Diese drei Wochen in der Türkei 
im Jahre 2009 seien viel zu kurz gewesen. Er sei jeweils rechtzeitig vor Ab-
lauf der Sechsmonatsfrist des § 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG nach Deutschland 
zurückgekommen und habe das Bundesgebiet stets nur vorübergehend ver-
lassen. Die Wiederherstellung der persönlichen Bindungen mit seinen Eltern 
und Geschwistern nach so vielen Jahren sei mehr als notwendig gewesen und 
habe auch die mehrfachen längeren Aufenthalte in der Türkei gerechtfertigt, 
die für ihn immer nur die Bedeutung eines ausführlichen Urlaubs gehabt hät-
ten. Sein Leben und seine Zukunft habe er aber immer in Deutschland gese-
hen. Das zeige sich nicht nur daran, dass er seit 2001 das Ziel seiner Einbür-
gerung hartnäckig verfolge, sondern vor allem an seiner seit 2007 stabilen 
Partnerschaft  mit seiner deutschen Frau. Er habe sich damals, als er seine 
Wohnung aufgegeben und das erste Mal für einige Monate in der Türkei ge-
wesen sei, von dieser Frau nicht getrennt. Vielmehr habe er aus seiner Woh-
nung unter anderem Kleidung, ein Fernsehgerät und eine Kaffeemaschine in 
die Wohnung seiner Freundin gebracht. Er habe schon damals, als er noch 
die eigene Wohnung gehabt habe, oft den überwiegenden Teil der Woche zu-
sammen mit ihr in ihrer Wohnung verbracht. Er habe mit ihr in jener Wohnung 
gelebt, als er zwischen den Türkeiaufenthalten in Deutschland gewesen sei. 
Sie habe in dieser Zeit für seinen Lebensunterhalt gesorgt, was ihr mit ihrem 
Einkommen ohne weiteres möglich gewesen sei. Im Dezember 2010 sei sie 
über Weihnachten mit ihm zusammen für zehn Tage in der Türkei gewesen.  
 

Der Beklagte trat der Klage aus den Gründen der angefochtenen Bescheide 

entgegen.  

 

Das Verwaltungsgericht wies nach Anhörung des Klägers in der mündlichen 

Verhandlung mit Urteil vom 08.10.2014 - 5 K 48/13 - die Klage ab. Es begrün-

dete seine Entscheidung im Wesentlichen wie folgt: Die Voraussetzungen des 

§ 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG für die Erlöschung der Niederlassungserlaubnis 

lägen vor. Der Kläger habe seinen Lebensmittelpunkt auf unbestimmte Zeit in 
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die Türkei verlegt. Er sei am 29.01.2010 in die Türkei gereist und erst endgül-

tig am 22.06.2011 in das Bundesgebiet zurückgekehrt. Er habe sich über ei-

nen Zeitraum von etwa einem Jahr und fünf Monaten mit im Verhältnis zu die-

sem Zeitraum vergleichsweise kurzen Unterbrechungen durch Aufenthalte im 

Bundesgebiet von einigen Tagen in der Türkei aufgehalten. Ein Aufenthalt 

von dieser Dauer überschreite deutlich den Zeitraum, in dem üblicherweise 

ein bloßer Besuchs-, Geschäfts- oder Erholungsaufenthalt stattfinde. Weiter 

habe für den Kläger jedenfalls ab seiner zweiten Einreise in die Türkei der 

Zeitpunkt der Rückkehr in das Bundesgebiet für einen unabsehbaren Zeit-

punkt nicht festgestanden. Dass er seinen Lebensmittelpunkt nicht befristet in 

die Türkei verlegt habe, zeige sein gesamtes Agieren im Zusammenhang mit 

der von ihm erstrebten Wiederbelebung der familiären Beziehungen vor Ort in 

der Türkei. Er habe in der mündlichen Verhandlung selbst eingeräumt, dass 

er nicht gewusst habe, wie lange sein Aufenthalt in der Türkei dauern würde. 

Er habe aus der Türkei Anfang Februar 2010 seine möblierte Wohnung ge-

kündigt, in dem er den Vermieter angerufen und ihm die Schlüssel zurückge-

schickt habe. Er habe auch den Kontakt zu seinem Betreuer und damit auch 

die wesentliche rechtliche Verbindung nach Deutschland aufgegeben. Er kön-

ne sich auch nicht auf § 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG berufen. Zwar habe er 

sich im maßgeblichen Zeitpunkt des Erlöschens der Niederlassungserlaubnis 

im Jahre 2010 bereits 15 Jahre lang rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehal-

ten, da nach § 55 Abs. 3 AsylVfG die Zeiten des gestatteten Aufenthalts hier 

mitgerechnet werden müssten. Allerdings fehle es aufgrund seiner bisherigen 

Erwerbsbiographie an einer positiven Prognose der Sicherung seines Le-

bensunterhalts i.S.d. § 2 Abs. 3 AufenthG. Es hätten auch keine ausreichen-

den Anhaltspunkte dafür bestanden, dass seine damalige Freundin, seine jet-

zige Ehefrau, ihn in dem für § 2 Abs. 3 Satz 1 AufenthG ausreichenden Um-

fang unterhalten werden könnte und würde, zumal diese ihn auch während 

seines Aufenthalts in der Türkei nicht finanziell unterstützt habe.  

 

Auf Antrag des Klägers hat der Senat mit Beschluss vom 02.04.2015 - 11 S 

177/15 - die Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts zugelassen. 

Der Beschluss wurde am 08.04.2015 zugestellt.  
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Der Kläger hat am 08.05.2015 die Berufung unter Stellung eines Antrags be-

gründet. Er ergänzt sein bisheriges Vorbringen und führt unter Vorlage einer 

Erklärung seiner Ehefrau vom 16.06.2015 unter anderem aus: Er habe zu kei-

nem Zeitpunkt seinen Lebensmittelpunkt in die Türkei verlegt und auch dies 

nicht tun wollen. Seine jetzige Ehefrau sei im Übrigen schon in der Zeit vor 

ihrer Eheschließung bereit und imstande gewesen, für ihrer beider Lebensun-

terhalt aufzukommen. Das habe sie auch tatsächlich getan. Seine Niederlas-

sungserlaubnis gelte daher jedenfalls wegen § 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

fort.  

 

Der Kläger beantragt, 

 das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 08.10.2014 - 5 K 
 48/13 - zu ändern und den Bescheid des Landratsamts Rhein-
 Neckar-Kreis vom 10. Februar 2012 und der Widerspruchsbescheid des 
 Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 3. Dezember 2012 aufzuheben. 
 

Der Beklagte beantragt, 

 die Berufung zurückzuweisen.  

 

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend. 

 

Der Senat hat in der mündlichen Verhandlung den Kläger sowie dessen Ehe-

frau angehört. Hinsichtlich ihrer Angaben wird auf die hierüber gefertigte Nie-

derschrift verwiesen.  

 

Wegen des weiteren Vortrags und Sachverhalts wird auf den Inhalt der ge-

wechselten Schriftsätze und der Akten Bezug genommen. Dem Senat liegen 

die Akten des Verwaltungsgerichts sowie die Ausländerakten vor. Der Senat 

hat ferner die Akten des Einbürgerungsverfahrens sowie die Betreuungsakten 

des Amtsgerichts H. beigezogen.  

 

Entscheidungsgründe 

 

Die nach Zulassung durch den Senat statthafte und auch sonst zulässige, 
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insbesondere fristgerecht und ordnungsgemäß begründete Berufung des Klä-

gers hat Erfolg. Gegen die in Form eines Verwaltungsakts getroffene Feststel-

lung des Erlöschens der Niederlassungserlaubnis ist die Anfechtungsklage 

statthaft (vgl. hierzu auch BVerwG, Urteil vom 20.11.1990 - 1 C 8.89 - juris 

Rn. 16 f.; Senatsbeschluss vom 22.01.1997 - 11 S 2934/96 - juris Rn. 6 zu 

§ 44 Abs 1 Nr. 3 AuslG 1990). Mit der Entscheidung über die Anfechtungskla-

ge wird der Streit zwischen den Beteiligten beigelegt, ob die Niederlassungs-

erlaubnis kraft Gesetzes erloschen ist; einer (zusätzlichen) Feststellungskla-

ge, dass dieser Aufenthaltstitel fortbesteht, bedarf es nicht (vgl. auch 

BayVGH, Beschluss vom 18.02.2015 - 10 ZB 14.345 - juris Rn. 6). Die An-

fechtungsklage ist begründet. Der Bescheid des Landratsamts Rhein-Neckar-

Kreis vom 10.02.2012 und der Widerspruchsbescheid des Regierungspräsidi-

ums Karlsruhe vom 03.12.2012 sind rechtswidrig und verletzen den Kläger in 

seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 S. 1 VwGO).  

 

Zwar steht der Ausländerbehörde die Befugnis zu, durch einen Verwaltungs-

akt festzustellen, ob die Voraussetzungen eines gesetzlichen Erlöschungs-

grunds nach § 51 Abs. 1 Nr. 6 oder Nr. 7 AufenthG gegeben sind (I.). Im vor-

liegenden Fall erfüllt der Kläger jedoch weder die Tatbestandsvoraussetzun-

gen der Nr. 6 noch diejenigen der Nr. 7 des § 51 Abs. 1 AufenthG (II.). Selbst 

wenn man im Übrigen unterstellen würde, der Kläger wäre aus einem nicht 

nur vorübergehenden Grund in die Türkei ausgereist, ist seine Niederlas-

sungserlaubnis aufgrund der Privilegierung nach § 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

nicht erloschen (III.).  

 

I. Die Ausländerbehörde hat mit nach Form und Inhalt als Verwaltungsakt er-

gangener Entscheidung vom 10.02.2012 zu Lasten des Klägers verbindlich 

festgestellt, dass durch seinen Aufenthalt in der Türkei ab dem 29.01.2010 

aufgrund des diesem zugrunde liegende Sachverhalt der gesetzliche Erlö-

schungstatbestand nach § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG erfüllt ist, was der Kläger 

gegenüber dem Beklagten stets bestritten hat. Die für die Handlung in Form 

eines feststellenden Verwaltungsakts erforderliche gesetzliche Ermächti-

gungsgrundlage liegt vor.  
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1. Zwar kann ein feststellender Verwaltungsakt nicht vollstreckt werden. Ge-

rade in der Verwendung der Rechtsform Verwaltungsakt kann aber wegen 

dessen von der Frage der Rechtswidrigkeit unabhängigen Rechtswirksamkeit 

eine Belastung liegen, und sei es nur die Last, fristgerecht einen Rechtsbe-

helf einzulegen, um den Eintritt der Bestandskraft zu verhindern. Auch für 

feststellende Verwaltungsakte bedarf es daher einen gesetzlichen Grundlage 

(Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, Grundlagen des Verwaltungs-

rechts, Bd II, 2. Aufl. 2012, § 35 Rn. 62; Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwal-

tungsrecht, 14. Aufl 2010, § 22 Rn. 28 f. - jew. mwN). Dies gilt insbesondere 

dann, wenn durch den Verwaltungsakt etwas als Rechtens festgestellt wird, 

was der Betroffene erklärtermaßen nicht für Rechtens hält (BVerwG, Urteile 

vom 10.10.1990 - 1 B 131/90 - NVwZ 1991, 267 f. und vom 29.11.1985 - 8 C 

105/83 - BVerwGE, 72, 265, 266). Der Senat folgt nicht der Auffassung, wo-

nach die Verwaltung auch ohne besondere gesetzliche Ermächtigung befugt 

sei, öffentlich-rechtlich begründete Pflichten des Bürgers durch Verwaltungs-

akt zu konkretisieren und feststellen, weil die Ermächtigung der Verwaltung 

zur Tätigkeit aufgrund öffentlichen Rechts und damit kraft hoheitlicher Gewalt 

die Befugnis zum Handeln durch Verwaltungsakt einschließe (so etwa Ham-

bOVG, Urteil vom 02.02.1990 - Bf IV 86/89 - juris Rn. 28; VG München, Urteil 

vom 22.01.2009 - M 10 K 08.2944 - juris Rn. 32). 

 

2. § 51 AufenthG enthält keine eigenständige materielle Ermächtigungsgrund-

lage, die der Ausländerbehörde ausdrücklich die Handlungsform des Verwal-

tungsakts zur verbindlichen Feststellung einräumt, ob ein Aufenthaltstitel kraft 

Gesetzes erloschen ist. Konstitutiv für das Erlöschen des Aufenthaltstitels ist 

im Anwendungsbereich des § 51 Abs. 1 Nr. 6 und 7 AufenthG allein das Ge-

setz (vgl. VGH Bad.-Württ., Urteil vom 05.05.1992 - 13 S 1948/91 - juris Rn. 

17; GK-AufenthG, § 51 Rn. 20 <Stand Mai 2014>). Ein feststellender Verwal-

tungsakt wirkt insoweit nur deklaratorisch. Er dient der Klarstellung, ob die - 

abschließend in der Norm festgelegten - Voraussetzungen für das gesetzlich 

angeordnete Erlöschen des Aufenthaltstitels eingetreten sind und entspricht 

zudem einem praktischen Bedürfnis (aA VG Hannover, Urteil vom 28.09.2010 

- 12 A 327/09 - juris Rn. 19). So kann nicht in allen Fällen das Erlöschen des 

Aufenthaltstitels kraft Gesetzes inzident im Rahmen einer Abschiebungsan-
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drohung geklärt werden. Dies verdeutlicht der vorliegende Fall, in dem der 

Aufenthalt des Klägers ehebedingt befristet legalisiert worden und es daher 

nicht zu einer Abschiebungsandrohung gekommen ist.  

 

Der Vorbehalt des Gesetzes erfordert für die Befugnis, einen feststellenden 

Verwaltungsakt zu erlassen, nicht zwingend eine Rechtsgrundlage, die die 

Verwaltung hierzu explizit ermächtigt. Es genügt, dass sich dies dem Gesetz 

durch Auslegung entnehmen lässt (siehe hierzu allgemein BVerwG, Urteil 

vom 20.08.2014 - 6 C 15.13 - juris Rn. 23 mwN), wobei es als zulässig ange-

sehen wird, auf eine „VA-Befugnis“ im Wege der Gesamtanalogie zu den Vor-

schriften zu schließen, die ausdrücklich oder implizit die zur Durchsetzung 

einer öffentlich-rechtlichen Pflicht zuständige Behörde zum Erlass von Ver-

waltungsakten gegenüber Privatpersonen ermächtigen (Stelkens/Bonk/Sachs, 

VwVfG, 8. Aufl. 2014, § 35 Rn. 28; Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwal-

tungsrecht, a.a.O., Rn. 29).  

 

Der erkennende Gerichtshof hat bereits zum gesetzlichen Erlöschungstatbe-

stand des § 9 Abs. 1 Nr. 3 AuslG 1965, der nunmehr in § 51 Abs. 1 Nr. 6 Auf-

enthG vergleichbar enthalten ist, entschieden, dass für die durch Verwal-

tungsakt getroffene Feststellung, eine Aufenthaltserlaubnis sei kraft Gesetzes 

erloschen, die die Ausländerbehörden zur Erteilung und Ausgestaltung der 

Aufenthaltserlaubnis und Aufenthaltsberechtigung ermächtigenden Vorschrif-

ten der §§ 2, 7 und 8 i.V.m. § 9 Abs. 1 AuslG eine ausreichende Rechtsgrund-

lage darstellten (VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 13.03.1990 - 1 S 3361/89 - 

juris Rn. 3 unter Hinweis auf VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 15.6.1987 - 11 

S 1148/87 -, InfAuslR 1988, 72 und VGH Bad.-Württ., Urteil vom 26.10.1988 - 

11 S 1947/87 -, InfAuslR 1989, 82). Für das Aufenthaltsgesetz ist diese 

Rechtsprechung zu übertragen (ebenso BeckOKAuslR/Graßhof AufenthG 

§ 51 Rn. 2; Armbruster, HTK-AuslR/§ 51 AufenthG zu Abs. 1 09/2014 Nr. 6.3). 

 

Unabhängig davon, dass sich eine Befugnis zum Erlass des streitgegenständ-

lichen feststellenden Verwaltungsakts aus einer Gesamtanalogie zu den viel-

fältigen aufenthaltsrechtlichen Vorschriften ergibt, die der Ausländerbehörde 

das Recht einräumen, in Verfolgung der Zielsetzungen des § 1 Abs. 1 Auf-

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1i3j/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR013560990BJNE002702320&doc.part=s&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1i3j/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE103788714&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1i3j/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE103788714&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1i3j/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE103788714&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1i3j/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE101678921&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1i3j/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE101678921&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
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enthG das Aufenthaltsrecht eines Ausländers durch Verwaltungsakt zu regeln 

und zu begrenzen, verdeutlicht auch § 51 AufenthG selbst, dass innerhalb 

seines Normgefüges die Handlungsbefugnis der Ausländerbehörde durch 

Verwaltungsakt geprägt wird. Den Bestimmungen über das Erlöschen liegt in 

den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 bis 5a AufenthG letztlich eine durch einen Verwal-

tungsakt getroffene Regelungen zugrunde. Innerhalb des gesetzlichen Erlö-

schungsgrunds des Abs. 1 Nr. 7 i.V.m. Abs. 4 Satz 1 kann durch eine von der 

Ausländerbehörde bestimmte längere Frist das Eintreten der Erlöschungsvo-

raussetzungen vermieden werden, wobei die Fristverlängerung durch einen 

Verwaltungsakt ergehen kann. Des weiteren sieht § 51 Abs. 2 Satz 3 Auf-

enthG vor, dass die Behörde - wenn auch nur durch die Ausstellung einer Be-

scheinigung - für Rechtsklarheit zur Frage des Fortbeststands der Niederlas-

sungserlaubnis sorgen kann.  

 

II. Der feststellende Verwaltungsakt erweist sich jedoch deshalb als rechts-

widrig, weil der Aufenthaltstitel des Klägers nicht kraft Gesetzes erloschen ist. 

Es liegen weder die Voraussetzungen der Nr. 7 (1.) noch diejenigen der Nr. 6 

(2.) des § 51 Abs. 1 AufenthG vor.  

 

1. Nach § 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG erlischt ein Aufenthaltstitel, wenn der 

Ausländer ausreist und nicht innerhalb von 6 Monaten oder einer von der Aus-

länderbehörde bestimmten längeren Frist wieder einreist.  

 

Der Kläger war zu keinem Zeitpunkt länger als 6 Monate ununterbrochen in 

der Türkei. Seine Niederlassungserlaubnis ist auch nicht deshalb nach dieser 

Bestimmung erloschen, weil er im Zeitraum vom 29.01.2010 bis 22.06.2011 

immer wieder nahezu 6 Monate in der Türkei und dazwischen jeweils nur für 

wenige Tage im Bundesgebiet war. Der Auslandsaufenthalt ist nach § 51 Abs. 

1 Nr. 7 AufenthG nur dann schädlich, wenn er ununterbrochen mehr als 6 

Monate andauert.  

 

Soweit unter Hinweis auf einen Beschluss des Bundesverwaltungsgericht vom 

30.12.1988 - 1 B 135/88 - (InfAuslR 1989, 114) in Literatur (vgl. etwa 

Hailbronner, AuslR, § 51 Rn. 26 <Stand Mai 2012>) und Rechtsprechung  
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(OVG BB, Urteil vom 28.09.2010 - OVG 11 B 14.10 - juris Rn. 22; OVG NRW, 

Beschluss vom 25.08.2003 - 18 B 978/03 - juris Rn. 8; VG Hamburg, Urteil 

vom 20.11.2012 - 10 K 2198/11 - juris Rdn. 23), angenommen wird, der Aus-

länder könne das Erlöschen des Aufenthaltstitels nicht dadurch verhindern, 

dass er jeweils kurz vor Ablauf von 6 Monaten nach der Ausreise wieder kurz-

fristig in das Bundesgebiet zurückkehre und dann zur Verfolgung desselben 

Zwecks wie zuvor wieder ausreise, findet dies weder im Gesetz noch im ge-

nannten Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts eine Stütze (siehe hierzu 

Senatsbeschluss vom 13.05.2014 - 11 S 713/14 -; GK-AufenthG, § 51 Rn. 58 

<Stand Mai 2014>).  

 

Der Wortlaut des § 51 Abs 1 Nr. 7 AufenthG verwendet nicht den Begriff der 

Rückkehr, sondern denjenigen der Einreise. Einreise ist in § 13 Abs. 2 Auf-

enthG definiert. Eine Einreise in das Bundesgebiet liegt danach grundsätzlich 

vor, wenn sowohl die Grenzübergangslinie passiert als auch die Grenzlinie 

selbst überschritten wurde (vgl. näher GK-AufenthG, § 13 Rn. 30 ff. <Stand 

August 2013>). Hat der Ausländer das räumliche Umfeld der Grenzkontrollen 

verlassen und verbringt er - wie der Kläger - einige Tage an seinem bisheri-

gen Aufenthaltsort im Bundesgebiet, ist er tatsächlich eingereist und die Frist 

läuft neu.  

 

Der Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 30.12.1988 ist zu § 9 

Abs. 1 Nr. 3 AuslG 1965 und der damals geltenden Allgemeinen Verwaltungs-

vorschrift zur Ausführung des Ausländergesetzes (AuslVwV) i.d.F. vom 

10.05.1977 (GMBl. S. 202) ergangen. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 AuslG 1965 er-

losch die Aufenthaltserlaubnis, wenn der Ausländer das Bundesgebiet aus ei-

nem seiner Natur nach nicht vorübergehenden Grund verließ. Nach Nr. 2 

Satz 3 AuslVwV zu § 9 sollte im Zweifel bei einer Abwesenheit von mehr als 6 

Monaten ein Verlassen des Bundesgebiets aus einem seiner Natur nach nicht 

vorübergehender Grund anzunehmen sein. Das Bundesverwaltungsgericht hat-

te Nr. 2 AuslVwV zu § 9 als eine „lose Orientierungshilfe für die Ausländerbe-

hörden“ angesehen und die Notwendigkeit einer Würdigung aller wesentlichen 

Umstände des Einzelfalls betont. So könne einerseits ein nicht unerheblicher 

längerer Auslandsaufenthalt seiner Natur nach nur vorübergehend sein. Ande-
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rerseits schließe eine Rückkehr schon vor Ablauf von sechs Monaten nach der 

Ausreise nicht aus, dass der Ausländer das Bundesgebiet aus einem seiner 

Natur nach nicht vorübergehenden Grunde verlassen habe. Wenn das Bundes-

verwaltungsgericht in diesem Zusammenhang dann ausführte, es verstehe sich 

von selbst, dass der Ausländer in einem solchen Falle das Erlöschen des Auf-

enthaltstitels nicht dadurch vermeiden könne, dass er jeweils kurz vor Ablauf 

von sechs Monaten nach der Ausreise mehr oder weniger kurzfristig in das 

Bundesgebiet zurückkehre, war dies konsequent. Denn wird wegen eines der 

Natur nach nicht vorübergehenden Ausreisegrundes der Lebensmittelpunkt in 

Deutschland aufgegeben - mit der Folge des sofortigen Erlöschens des Aufent-

haltstitels ipso iure -, kann dies nicht durch eine kurzfristige Wiedereinreise un-

geschehen gemacht werden. Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 30.12.1988 verhält sich jedoch in keiner Art und Weise zu dem Erlö-

schungsgrund des § 51 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG bzw. der Vorläuferregelung in 

§ 44 Abs. 1 Nr. 3 AuslG 1990 - zumal das AuslG 1965 eine solche Regelung 

nicht kannte; einen selbstständiger Erlöschungsgrund der über sechsmonati-

gen Ausreise gab damals gar nicht.  

 

2. Die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG sind ebenfalls nicht 

gegeben. 

 

a) Nach dieser Bestimmung erlischt ein Aufenthaltstitel, wenn der Ausländer 

aus einem seiner Natur nach nicht vorübergehenden Grund ausreist. Un-

schädlich im Hinblick auf diese Vorschrift sind Auslandsaufenthalte, die nach 

ihrem Zweck typischerweise zeitlich begrenzt sind und die keine wesentliche 

Änderung der gewöhnlichen Lebensumstände, insbesondere die Aufgabe des 

Lebensmittelpunkts in Deutschland, mit sich bringen. Fehlt es an einem dieser 

Erfordernisse, liegt ein seiner Natur nach nicht vorübergehender Grund vor. 

Neben der Dauer und dem Zweck des Auslandsaufenthalts sind alle objekti-

ven Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen, während es auf den inne-

ren Willen des Ausländers - insbesondere auf seine Planung der späteren 

Rückkehr nach Deutschland - nicht allein ankommen kann, gänzlich unerheb-

lich ist er aber nicht. Als ihrer Natur nach vorübergehende Gründe für Aus-

landsaufenthalte können danach etwa Urlaubsreisen oder beruflich veranlass-

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR195010004BJNE005508116&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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te Aufenthalte von ähnlicher Dauer anzusehen sein, ebenso Aufenthalte zur 

vorübergehenden Pflege von Angehörigen, zur Ableistung der Wehrpflicht o-

der Aufenthalte während der Schul- oder Berufsausbildung, die nur zeitlich 

begrenzte Ausbildungsabschnitte, nicht aber die Ausbildung insgesamt ins 

Ausland verlagern. Eine feste Zeitspanne, bei deren Überschreitung stets von 

einem nicht mehr vorübergehenden Grund auszugehen wäre, lässt sich nicht 

abstrakt benennen. Je weiter sich die Aufenthaltsdauer im Ausland über die 

Zeiten hinaus ausdehnt, die mit den o.g. begrenzten Aufenthaltszwecken typi-

scherweise verbunden sind, desto eher liegt die Annahme eines nicht nur vo-

rübergehenden Grundes im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG nahe. Je-

denfalls erlischt der Aufenthaltstitel nach dieser Vorschrift, wenn sich aus den 

Gesamtumständen ergibt, dass der Betreffende seinen Lebensmittelpunkt ins 

Ausland verlagert hat (siehe insgesamt BVerwG, Urteil vom 11.12.2012 - 1 C 

15.11 - juris Rn. 11; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 30.04.2009 - BVerwG 1 C 

6.08 - BVerwGE 134, 27; Beschluss vom 30.12.1988 - BVerwG 1 B 135.88 - 

InfAuslR 1989, 114 mwN; OVG BB, Urteil vom 28.09.2010 - 11 B 14.10 - juris 

Rn. 19 ff.; GK-AufenthG, § 51 Rn. 46 <Stand Mai 2014>). Der seiner Natur 

nach vorübergehende Grund muss nicht bereits im Zeitpunkt der Ausreise 

vorliegen. Es genügt, wenn er später während des Aufenthalts im Ausland 

eintritt (BVerwG, Beschluss vom 28.04.1982 -1 B 148.81 - juris Rn. 3). § 51 

Abs. 1 Nr. 6 AufenthG verlangt ferner nicht, dass der Ausländer für immer 

seinen Lebensmittelpunkt an einen Ort außerhalb des Bundesgebiets verla-

gert. Es kann vielmehr ausreichend sein, dass die Ausreise aus dem Bundes-

gebiet bzw. der Grund hierfür langfristig und zeitlich völlig unbestimmt sind 

(vgl. auch SächsOVG, Urteil vom 18.09.2014 - 3 A 554/13 - juris Rn. 30 f.). 

Der Aufenthaltstitel erlischt daher auch dann, wenn der Ausländer zwar ir-

gendwann in das Bundesgebiet zurückzukehren wünscht, der Auslandsauf-

enthalt aber auf unbestimmte Zeit angelegt ist (BVerwG, Beschluss vom 

30.12.1988 - BVerwG 1 B 135.88 - a.a.O.).  

 

Bei der Anwendung der Norm ist der Sinn und Zweck der gesetzlichen Erlö-

schungsregelungen zu beachten. Sie wollen Rechtsklarheit schaffen, ob ein 

Ausländer, der für längere Zeit ausreist, seinen Aufenthaltstitel weiter besitzt 

oder nicht. Ihr Regelungszweck besteht darin, die Aufenthaltstitel in den Fäl-

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR195010004BJNE005508116&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE410015848&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE410015848&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE410015848&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE310120602&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE310120602&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1hcp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE310120602&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
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len zum Erlöschen zu bringen, in denen das Verhalten des Ausländers typi-

scherweise den Schluss rechtfertigt, dass er von seinem Aufenthaltsrecht kei-

nen Gebrauch mehr machen will (BVerwG, Urteil vom 17.01.2012 - 1 C 1.11 - 

InfAuslR 2012, 173 - Rn. 9). 

 

b) Nach diesen Maßstäben ist der Senat zur Überzeugung gelangt, dass we-

der durch die Ausreise des Klägers aus dem Bundesgebiet am 29.01.2010 

noch aufgrund nachfolgender in der Zeitspanne bis zum 22.06.2011 eingetre-

tener und in ihrer Gesamtschau zu betrachtender Ereignisse die tatbestandli-

chen Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG erfüllt worden sind. In 

Würdigung der konkreten Umstände und Besonderheiten des vorliegenden 

Einzelfalls hat der Kläger zu keinem Zeitpunkt seine Lebensverhältnisse der-

art verändert, dass er Deutschland nicht mehr nur vorübergehend verlassen 

hätte.  

 

Der seit dem Jahr 1993 im Bundesgebiet lebende Kläger hat hier im Jahre 

2007 seine jetzige Ehefrau kennengelernt. Beiden Partnern war schon zu ei-

ner sehr frühen Phase ihrer Beziehung klar, dass sie „zusammenbleiben wol-

len“; konkrete Heiratsabsichten bestanden seit dem Jahre 2010. Die von Frau 

B.-C. unter dem 14.08.2008 zunächst allein angemietete Wohnung in E. ist 

von beiden gemeinsam ausgesucht worden. Obwohl der Kläger damals noch 

Mieter einer möblierte Kleinwohnung in H. war, verbrachte er selbst schon ab 

2008 in der Regel mehrere Tage in der Woche gemeinsam mit seiner Partne-

rin in der Wohnung in E. Der Kläger besaß stets einen Schlüssel zu dieser 

Wohnung; hier lebte er auch während seiner jeweiligen Rückkehr aus der 

Türkei in das Bundesgebiet in den Jahren 2010 und 2011. Wie Frau B.-C. in 

der mündlichen Verhandlung überzeugend dargelegt hat, wollten beide von 

Beginn ihrer Beziehung an immer gemeinsam in Deutschland leben. Es ist für 

sie nie in Betracht gekommen, in der Türkei zu leben und ihren seit 1989 bei 

der gleichen Firma bestehenden Arbeitsplatz aufzugeben. Die Beziehung zu 

Frau B.-C. sorgte (und sorgt) für eine ununterbrochene Konstante in seinem 

Leben, mit deren Hilfe es ihm zunehmend gelingt, trotz seiner Erkrankung ein 

soweit als möglich stabiles Leben zu führen.  
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Auch im Zeitpunkt seiner Ausreise am 29.01.2010 und während der bis zum 

22.06.2011 wiederkehrenden Aufenthalte in der Türkei ist die fortdauernde 

Beziehung zwischen ihm und Frau B.-C. ein entscheidendes Indiz für den un-

unterbrochenen und dauerhaften persönlichen Anknüpfungspunkt des Klägers 

im Bundesgebiet. So brachte der Kläger vor seinem Flug in die Türkei Ende 

Januar 2010 alle seine persönlichen Gegenstände und Dokumente, die ihm 

wichtig waren und auf die er jederzeit wieder zugreifen wollte, in die faktisch 

gemeinsame Wohnung in E. Die stets enge Verbindung zwischen dem Kläger 

und Frau B.-C. wird nicht dadurch infrage gestellt, dass sie ihn während sei-

nes Türkeiaufenthalts dort nicht finanziell unterstützt hat. Zum einen konnte er 

zunächst noch von Ersparnissen leben, zum anderen wurden die Kosten sei-

nes Aufenthalts entsprechend dem türkischen Verständnis von familiärer Ver-

antwortung und Gastfreundschaft von seinen Brüdern vor Ort geregelt. Ent-

scheidend ist, dass sie ihm jeweils Unterhalt während seiner Rückkehr in das 

Bundesgebiet gewährt hat. 

 

Die näheren Umstände der Ausreise und der - im Einverständnis mit der Part-

nerin durchgeführten - Aufenthalte in der Türkei verdeutlichen, dass es sich 

hierbei um eine nur vorübergehende Phase, eine Art „Auszeit“, gehandelt hat, 

der den vor allem auch mit Blick auf die gefestigte Beziehung bestehenden 

Lebensmittelpunkt in Deutschland nach dem Willen des Klägers zu keinem 

Zeitpunkt in Frage stellen sollte und dies auch objektiv nicht getan hat.  

 

Nimmt man die Gesamtlänge des Aufenthalts in der Türkei in den Blick 

(29.01.2010 bis 22.06.2011), so geht dies zwar deutlich über die Dauer ge-

wöhnlicher Urlaube und Verwandtenbesuche hinaus. Andererseits sind aber 

mittlerweile langfristige und ununterbrochene Auslandsaufenthalte - etwa im 

Rahmen eines „Sabbatjahres“ - oder das „Gab Year“ ebenfalls gesellschaftli-

che Realität.  

 

Der Kläger befand sich Ende Januar 2010 in einer von ihm als solches emp-

fundenen krisenhaften Situation. Er hatte - aus seiner Sicht in jeder Hinsicht 

unberechtigt - seinen bisherigen Arbeitsplatz in einem Integrationsbetrieb, der 

für ihn persönlich sehr wichtig war, durch Kündigung verloren. Frau B.-C. hat 
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in der Berufungsverhandlung anschaulich geschildert, in welcher emotionalen 

Ausnahmesituation sich der Kläger befand und weshalb ausgerechnet zu die-

sem Zeitpunkt das Verlangen nach der Wiederherstellung der familiären Ver-

bindungen mit den in der Osttürkei lebenden Eltern und den zahlreichen u.a. 

in Istanbul lebenden Geschwistern Antrieb für sein Handeln wurde. Dass der 

Kläger immer darunter gelitten hat, aufgrund seiner Rechtsstellung als Asyl-

berechtigter seine Familie in der Türkei nicht besuchen zu können, ergibt sich 

beispielhaft aus einem Bericht seines Betreuers vom 28.10.2005. Für den 

Kläger hatte die Wiederaufnahme seiner familiären Beziehungen in der Türkei 

den Charakter einer Art „Auszeit“. Dass diese mit einer Gesamtdauer von et-

wa 15 Monaten relativ lang ist, erklärt sich daraus, dass der Kläger nicht in 

einem „getakteten Programm familiäre Stationen abgearbeitet“ hat, sondern 

schon aufgrund seiner schwerwiegenden psychischen Erkrankung das Verar-

beiten und Erleben von neuen Situationen auch nach seiner eigenen Erfah-

rung nur mit viel Zeit möglich ist. Der Umgang mit erheblichen Erkrankungen 

innerhalb der Familie - unter anderem bei seinen betagten Eltern - stellten ihn 

vor besondere Herausforderungen, ebenso die Erkenntnis, dass sich aufge-

laufene Defizite in den familiären Bindungen aufgrund der langjährigen Tren-

nung nur allmählich beheben lassen. Dies erklärt es, weshalb es der Kläger 

nicht bei seinem ersten längeren Aufenthalt in der Zeit vom 29.01.2010 

08.06.2010 hat bewenden lassen, sondern danach noch mehrmals in die Tür-

kei für längere Zeiten eingereist ist. Dass er darüber hinaus Deutschland auch 

deshalb verlassen hätte, weil er in der Türkei für sich - und sei es auch nur 

vorübergehend - eine bessere Lebensperspektive gesehen oder tatsächlich 

objektiv gehabt hätte, ist hingegen nicht anzunehmen.  

 

Insoweit verdeutlichen verschiedene weitere Gesichtspunkte, dass er selbst 

zu keinem Zeitpunkt seine Bindung zum Bundesgebiet gelöst hat. Er kündigte 

weder seine Bankverbindung bei der Volksbank H. noch ließ er sich seine 

Rentenanwartschaften auszahlen. Er nahm keine Gegenstände, die für ihn 

wichtig waren, mit in die Türkei, sondern beließ sie bei seiner Partnerin. Er 

achtete streng darauf, jeweils vor Ablauf der sechsmonatigen Frist des § 51 

Abs. 1 Nr. 7 AufenthG, über die er sich zuvor informiert hatte, wieder in das 

Bundesgebiet einzureisen. Er meldete sich selbst nicht beim Einwohnermel-
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deamt und der Krankenversicherung ab. Ein Krankheitsbild, das die freie Wil-

lensbestimmung beeinträchtigen würde, lag (und liegt) nach den ärztlichen 

Gutachten nicht vor (vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 22.01.2014 - XII ZB 

632/12 - juris Rn. 6 ff.). Zwar sind diese von seinem Betreuer im März 2010 

vorgenommenen Abmeldungen aufgrund dessen Vertretungsberechtigung ge-

genüber Einwohnermeldeamt und Versicherung wirksam (vgl. etwa Bien-

wald/Sonnenfeld/Hoffmann, Betreuungsrecht, 5. Aufl. 2011, § 1896 BGB Rn. 

162 f.). Sie sind jedoch in erster Linie deshalb erfolgt, um das Betreuungsver-

hältnis ordnungsgemäß beenden zu können und zwingen auch im Übrigen 

nicht zu dem Schluss, dass im Rahmen der Prüfung der Voraussetzungen des 

§ 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG der Wille des geschäftsfähigen Klägers, sich ge-

rade nicht bei den deutschen Behörden abzumelden, unbeachtlich wäre. 

Vielmehr besteht auch zivilrechtlich bei geschäftsfähigen Betreuten eine 

„Doppelzuständigkeit“ von Betreuer und Betreutem, die auch zu einander wi-

dersprechender Erklärungen führen können (siehe hierzu und der Möglichkeit 

des Betreuten, ordnungsgemäße Willenserklärungen des Betreuers zu besei-

tigen näher Bienwald/Sonnenfeld/Hoffmann, a.a.O., § 1902 Rn. 16).  

 

Die Tatsache, dass sein Rentenversicherungsverlauf eine Pflichtbeitragszeit 

in der Türkei vom 04.03.2010 bis 31.10.2010 aufweist, liefert kein Argument 

für einen möglicherweise auf Dauer angelegten Verbleib des Klägers in der 

Türkei. Der Kläger hat überzeugend erläutert, dass er tatsächlich keinerlei 

berufliche Tätigkeit ausgeübt hat, sondern seine Brüder ihn pro forma in ih-

rem Betrieb in Istanbul (Hotel und Restaurant) eingestellt hatten, um vorsorg-

lich einen Krankenversicherung zu begründen. Diesen hat er nach eigenen 

Angaben auch in Anspruch genommen, weil er verschreibungspflichtige Medi-

kamente benötigte und außerdem einmal kurzzeitig in stationärer psychiatri-

scher Behandlung war. Dass die Anmeldung als Arbeitnehmer, über deren 

Rechtmäßigkeit der Senat nicht zu befinden hat, allein der Absicherung nicht 

kalkulierbarer Krankheitsrisiken diente, ist nachvollziehbar. Denn wie sich aus 

den beigezogenen Akten ergibt, konnten und können nach dem Krankheitsbild 

des Klägers immer wieder Akutzustände auftreten, die eine sofortige Behand-

lung notwendig machen.  

 



- 20 - 

Soweit der Kläger von sich aus seine möblierte Wohnung in H. zu Beginn sei-

nes Aufenthalts in der Türkei aufgab, beruhte dies allein auf finanziellen Er-

wägungen. Sie war für ihn letztlich nicht erforderlich, weil er ohnehin jederzeit 

bei seiner Partnerin wohnen konnte. Auch dieser Umstand spricht daher nicht 

gegen einen nur vorübergehenden Aufenthalt in der Türkei. 

 

III. Selbst wenn man ungeachtet der Ausführungen unter II. 2. zu Lasten des 

Klägers unterstellen würde, zu irgendeinem Zeitpunkt vom 29.01.2010 bis 

22.06.2011 hätten die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG vor-

gelegen, ist seine Niederlassungserlaubnis jedenfalls aufgrund der Privilegie-

rung nach § 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG nicht erloschen.  

 

§ 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG in der im oben genannten Zeitpunkt eines poten-

tiellen Erlöschens der Niederlassungserlaubnis geltenden Fassung sah vor, 

dass die Niederlassungserlaubnis eines Ausländers, der sich mindestens 15 

Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat, sowie die Niederlas-

sungserlaubnis seines mit ihm in ehelicher Lebensgemeinschaft lebenden 

Ehegatten nicht nach Absatz 1 Nr. 6 und 7 erlöschen, wenn deren Lebensun-

terhalt gesichert ist und kein Ausweisungsgrund nach § 54 Nr. 5 bis 7 oder 

§ 55 Abs. 2 Nr. 8 bis 11 vorliegt.  

 

Ausgehend von den auf die Rechtmäßigkeit der Dauer des Aufenthalts im 

Bundesgebiet mit Blick auf die ursprüngliche Asylanerkennung nach § 55 Abs. 

3 AsylVfG anzurechnenden Zeiten des Asylverfahren (vgl. hierzu zur ratio des 

§ 55 Abs. 3 AsylVfG näher BVerwG, Urteil vom 19.10.2011 - 5 C 28.10 - juris 

Rn. 15 f.) verfügte der Kläger bereits bei seiner Ausreise am 29.01.2010 über 

einen mindestens 15 Jahre langen rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet. 

Anhaltspunkte für Ausweisungsgründe im Sinne des § 51 Abs. 2 Satz 1 Auf-

enthG aF bestanden (und bestehen) zu keiner Zeit. Auch die weitere Voraus-

setzung der Sicherung des Lebensunterhalts ist zu bejahen.  

 

Zwar hängt der Besitz einer Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 Auf-

enthG nicht davon ab, dass der Lebensunterhalt (jemals) gesichert war. 

Selbst für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach § 9 AufenthG 

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/ilf/
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/ilf/
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kann bei Erkrankung von der Voraussetzung der Sicherung des Lebensunter-

halts nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 3 und 6 AufenthG abgewichen wer-

den. Der Gesetzgeber differenziert allerdings im Rahmen der privilegierenden 

Regelung des § 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG nicht nach dem Grund für den Be-

sitz der Niederlassungserlaubnis und verlangt bedingungslos die Sicherung 

des Lebensunterhalts. Er räumt die Möglichkeit, etwa bei einer Atypik hiervon 

abzusehen, nicht ein. Damit bewegt sich der Gesetzgeber jedoch innerhalb 

des ihm zustehenden Gestaltungsspielraums - zumal dieser bei der Gewäh-

rung von Vergünstigungen ohnehin weit ist.  

 

Der Lebensunterhalt des Ausländers ist nach der Begriffsbestimmung des § 2 

Abs. 3 AufenthG nur dann gesichert, wenn er ihn einschließlich Krankenversi-

cherungsschutz ohne Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen bestreiten 

kann. Notwendig ist, dass aufgrund belegbarer Umstände eine positive Prog-

nose gestellt werden kann, dass sein Lebensunterhalt auf absehbare Zeit al-

ler Voraussicht nach gesichert ist (GK-AufenthG, § 51 Rn. 74 mwN <Stand 

Mai 2014>). Durch welche Arten von Einnahmen ein gesicherter Lebensun-

terhalt nachgewiesen werden kann, ist im Unterschied zu § 44 Abs. 1a AulsG 

1990 nicht erheblich. Die verdeutlicht die Gesetzesbegründung zu § 51 Abs. 2 

(BT-Drs. 15/420, S. 89). In dieser heißt es unter anderem, dass Absatz 2 die 

gegenwärtig geltenden Regelungen (§ 44 Abs. 1 a und 1b AuslG) zusammen-

fasst und in Satz 1 die Aufzählung der Einkommensarten zur Beseitigung 

nicht erforderlicher Überregulierung durch die Bezugnahme auf den Begriff 

des gesicherten Lebensunterhalts (Definition in § 2 Abs. 3) ersetzt wird.  

 

Über die Frage, zu welchem Zeitpunkt die Voraussetzung der Lebensunter-

haltssicherung vorliegen müssen, bestehen in Rechtsprechung und Literatur 

unterschiedliche Auffassungen (vgl. näher GK-AufenthG, § 51 Rn. 75 <Stand 

Mai 2014>; Hailbronner, AuslR, § 51 Rn. 39 <Stand März 2012>; Armbruster, 

HTK-AuslR / § 51 AufenthG / zu Abs. 2, 3 und 7 07/2013 Nr. 2 - sowie den 

dortigen jeweiligen Überblick über den Meinungsstand). Es spricht allerdings 

viel dafür, dass nicht auf den Zeitpunkt der Ausreise oder denjenigen der 

Wiedereinreise abzustellen ist, sondern vielmehr allein die Umstände maßge-

bend sind, die im Zeitpunkt des Eintritts der jeweiligen Erlöschungsvorausset-
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zungen gegeben sind (ebenso OVG BB, Beschluss vom 04.08.2011 - 2 S 

32.11 - juris Rn. 5; OVG NRW, Beschluss vom 18.03.2011 - 18 A 126/11 - ju-

ris Rn. 5). Nach der gesetzlichen Konzeption wird durch § 51 Abs. 2 Satz 1 

AufenthG das Erlöschen der Niederlassungserlaubnis kraft Gesetzes verhin-

dert; es ist hingegen nicht ihr „Wiederaufleben“ vorgesehen. Darüber hinaus 

spricht der Gedanke der Rechtssicherheit dafür, dass sich zu jedem Zeitpunkt 

eindeutig feststellen lassen muss, ob der Aufenthaltstitel fortbesteht oder er-

loschen ist. Dies wäre bei einem Abstellen auf die finanziellen Verhältnisse 

bei Wiedereinreise nicht gewährleistet. Das Wesen der Niederlassungser-

laubnis gebietet auch keine Doppelprüfung der Lebensunterhaltssicherung 

zusätzlich im Zeitpunkt der Wiedereinreise (näher GK-AufenthG, § 51 Rn. 76 

<Stand Mai 2014>).  

 

Im vorliegenden Fall ist allerdings unabhängig davon, welcher Zeitpunkt für 

maßgebend erachtet wird, der Lebensunterhalt prognostisch durch die jetzige 

Ehefrau des Klägers gesichert gewesen. Dass diese aufgrund ihrer Einkom-

menssituation stets finanziell in der Lage gewesen ist, für den Unterhalt des 

Klägers sogar vollständig aufzukommen, ist in Anbetracht der vorgelegten 

Gehaltsmitteilungen und ihrer weiteren Angaben im Verfahren eindeutig. Nach 

den nunmehr vorliegenden Erkenntnissen ist auch stets ihre Leistungsbereit-

schaft gegeben gewesen. Sie hat den Kläger tatsächlich während seines Auf-

enthalts im Bundesgebiet unterstützt und wäre nach ihrer Erklärung vom 

16.06.2016 jederzeit zur Abgabe einer Verpflichtungserklärung bereit gewe-

sen, wenn man diese von ihr gefordert hätte. Dies wurde von dem Beklagten 

in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat auch nicht mehr angezweifelt.  

 

In Ermangelung abweichender Anhaltspunkte im Wortlaut sind im Rahmen 

des § 51 Abs. 2 Satz 1 AufenthG iVm § 2 Abs. 3 AufenthG als Anknüpfungs-

punkt für die Möglichkeit einer positiven Prognose über die Sicherung des Le-

bensunterhalts nicht nur gesetzliche sondern freiwillige Unterhaltsleistungen 

zulassen. Voraussetzung ist allerdings, dass diese jederzeit realisierbar sein 

müssen. Dabei ist es Sache der Ausländerbehörde, ob sie sich im Rahmen 

der Prüfung der Sicherung des Lebensunterhalts mit der freiwilligen Leistung 

begnügt oder eine Verpflichtungsermächtigung nach § 68 AufenthG fordert 
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(GK-AufenthG, § 2 Rn. 96). Vom Kläger zu verlangen, gleichsam im Vorfeld 

eines längerfristigen Auslandsaufenthalts schon einmal vorsorglich für die 

Abgabe einer Verpflichtungserklärung durch den unterhaltsfähigen und -

bereiten Dritten zu sorgen, würde die Funktion des § 51 Abs. 2 Satz 1 Auf-

enthG überspannen.  

 

Im vorliegenden Fall ergibt sich eine positive Prognose der Sicherung des Le-

bensunterhalts des Klägers durch Frau B.-C. des Klägers, die im Übrigen 

letztlich durch die Eheschließung und die nunmehr sogar bestehende gesetz-

liche Unterhaltspflicht evaluiert ist. Die Tatsache, dass der Kläger bei seiner 

Krankenversicherung durch seinen Betreuer Anfang des Jahres 2010 abge-

meldet wurde, steht der prognostizierten Sicherung des Lebensunterhalts 

nicht entgegen. Dies folgt bereits daraus, dass die Abmeldung, weil sie nicht 

dem Willen des Klägers entsprochen hatte, grds. einer Rückgängigmachung 

unterlag (siehe hierzu oben unter II. 2.). 

 

Der Senat kann daher offen lassen, ob auch allein aufgrund der Erwerbssitua-

tion des Klägers eine positive Prognose hätte getroffen werden können. Die-

ser geht derzeit (erneut) einer geringfügigen Erwerbstätigkeit nach und hätte 

darüber hinaus - wie schon in der Vergangenheit vor seiner Eheschließung - 

ggfs. finanzielle Ansprüche auf Leistungen zum Ausgleich seiner Behinderung 

nach SGB IX.  

 

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

 

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keine der Voraussetzungen des § 132 

Abs. 2 VwGO vorliegt.  

 

 

Rechtsmittelbelehrung 
 

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden. 
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Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-

bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, in-

nerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen und innerhalb 

von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen. 

 

Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

 

In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil abweicht, 

oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich 

die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevoll-

mächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmäch-

tigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staat-

lich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, ei-

nes anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-

schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 

Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung 

zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt ande-

rer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich 

der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-

schlüsse  vertreten lassen.  

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 5 

VwGO bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten 

juristischen Personen gemäß § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevoll-

mächtigte zugelassen, jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse 

im Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenhei-

ten und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwär-

tigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des   § 5 des 
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Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 

in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Perso-

nen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der nach 

Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, 

kann sich selbst vertreten. 

 

 

Funke-Kaiser                             Dr. Bauer               Dr. Beichel-Benedetti 

 

 

 

Beschluss  
vom 9. November 2015 

 

Der Streitwert für das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof wird auf 

5.000,-- EUR festgesetzt (§§ 63 Abs. 2, 52 Abs. 2GKG). 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

 

 

Funke-Kaiser                            Dr. Bauer                Dr. Beichel-Benedetti 
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